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Gemeinderatssitzung am Dienstag, 14. April 2020 
 

Am Dienstag, 14. April 2020,19.00 Uhr, findet in der Malteserhalle eine öffentliche 
Sitzung des Gemeinderates mit folgender Tagesordnung statt: 
 

 

01. Verpflichtung von Bürgermeister Christoph Zachow 
 

02. Feststellen des Ausscheidens von Stadtrat Samuel Pozsgai aus dem Gemeinderat 
 
03. 
 
04. 
 
05. 
 
 
06. 
 
 
07. 
 
08. 
 
 
09. 
 
10. 
 
 
 
11. 
 
 
12. 
 
13. 
 
14. 
 

 
Verpflichtung der in den Gemeinderat nachrückenden Stadträtin Zeynep King 
 
Neubesetzung der gemeinderätlichen Ausschüsse 
 
Bestellung von Bürgermeister Christoph Zachow zum Eheschließungsstandesbeamten für 
den Standesamtsbezirk Heitersheim 
 
Bestellung von Bürgermeister Christoph Zachow zum Hauptgeschäftsführer der 
Heitersheimer Sozialbauten GmbH  
 
Feststellung des Jahresabschlusses 2019 der Heitersheimer Sozialbauten GmbH 
 
Einwerbung und Annahme von Spenden und Schenkungen zur Aufgabenerfüllung 
4. Quartal 2019 
 
Antrag auf Ergänzung des öffentlichen Gemeinderatsprotokolls vom 17.12.2019 
 
Ausübung des allgemeinen gesetzlichen Vorkaufsrechts nach § 24 BauGB am Grundstück 
Flst.-Nr. 3478, Gewann „Hirschmatten“; Kaufvertrag des Notars David Janßen, Staufen, 
vom 31.01.2020, UR 359/2020  
 
Installation einer Verdunklungsanlage an der Malteserhalle; 
Auftragsvergabe 
 
Anfragen aus dem Gemeinderat 
 
Fragen von Einwohnern zu Gemeindeangelegenheiten 
 
Mitteilungen und Verschiedenes 
 

 
 

 
gez. 
Christoph Zachow 
Bürgermeister 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beratungsvorlage 
für die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
am 14.04.2020 
 
 
TOP 1_1 
Verpflichtung des Bürgermeisters Christoph Zachow 
 
1 Sachverhalt 

Das Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald hat im beigefügten Wahlprüfungsbescheid vom 
02.03.2020 die Rechtmäßigkeit der Bürgermeisterwahl festgestellt. Bürgermeister Zachow  ist 
somit zum Bürgermeister der Stadt Heitersheim gewählt worden. Die Amtszeit des 
Bürgermeisters beträgt acht Jahre ab dem Amtsantritt. Der Amtsantritt von Bürgermeister 
Zachow erfolgte am 16.03.2020.  
 
2 Bewertung 

Nach § 42 Abs. 6 GemO verpflichtet ein vom Gemeinderat gewähltes Mitglied den 
Bürgermeister in öffentlicher Sitzung im Namen des Gemeinderates. Die Verwaltung schlägt 
dazu den ersten Bürgermeister-Stellvertreter und „dienstältesten“ Gemeinderat Harald Höfler 
vor.  
 
Da Bürgermeister Zachow einen Diensteid als Beamter bereits geleistet hat, erübrigt sich nach 
den gesetzlichen Bestimmungen die Vereidigung. Es genügt der Hinweis auf den früheren Eid. 
Allerdings ist er auf seine besonderen Amtspflichten gegenüber der Gemeinde und ihren 
Einwohnern sowie dem Staat hinzuweisen. Auf die Verpflichtungsformel im Anhang wird 
verwiesen. Die Niederschrift der Verpflichtung ist dem Landratsamt vorzulegen. 
 
3 Beschlussvorschlag 

Die Verpflichtung von Bürgermeister Christoph Zachow erfolgt durch Herrn 
Bürgermeister-Stellvertreter Harald Höfler.  
 
Daraufhin erfolgt die Verpflichtung. 
 
Anlagen:  

1_2 Anl. Wahlprüfungsbescheid 

1_3 Anl. Verpflichtungsformel 

 

 
Nicole Ehle, Telefon: 07634/402-44 

Az.: 022.31 

 

 
 
 

 









 

 

 
 
Niederschrift über die Verpflichtung des Bürgermeisters 
 
In der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates der Stadt Heitersheim am 
14.04.2020 wurde der am 16. Februar 2020 auf eine Amtszeit von acht Jahren 
gewählte Bürgermeister Christoph Zachow, geboren 1982, durch das hierfür 
gewählte Mitglied des Gemeinderates, Herrn Bürgermeisterstellvertreter Harald 
Höfler, gemäß § 42 Abs. 6 GemO für Baden-Württemberg im Namen des 
Gemeinderates verpflichtet. 
 
Dem Bürgermeister wurde die Verpflichtungsformel vorgelesen. Nachdem er auf 
die Bedeutung der Verpflichtung hingewiesen wurde, wiederholte er unter 
Erheben der rechten Hand die Verpflichtungsformel: 
 
 

„Ich gelobe Treue der Verfassung, Gehorsam den Gesetzen und 

gewissenhafte Erfüllung meiner Pflichten. Insbesondere gelobe ich, 

die Rechte der Gemeinde gewissenhaft zu wahren und ihr Wohl und 

das ihrer Einwohner nach Kräften zu fördern.“ 

 

Gleichzeitig bestätige ich, dass ich auf meinen geleisteten Diensteid als 

Beamter hingewiesen wurde.  

 
 
 
 
Christoph Zachow 
Bürgermeister 
 
 
 
Dies wird urschriftlich bescheinigt: 
 
Heitersheim, den 14.04.2020 
 
 
Harald Höfler 
Bürgermeister-Stellvertreter 
 
 
AZ: 059.11 
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Beratungsvorlage 
für die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
am 14.04.2020 
 
 
TOP 2_1 
Feststellen des Ausscheidens von Stadtrat Samuel Pozsgai aus dem Gemeinderat 
 
 
1 Sachverhalt 

Herr Stadtrat Samuel Pozsgai hat mit beigefügtem Schreiben vom 12. Februar 2020 darum 
gebeten, ihn von seiner ehrenamtlichen Tätigkeit als Gemeinderat zu entbinden. 
 
2 Bewertung 

Nach § 31 Abs. 1 GemO scheidet ein Mitglied aus dem Gemeinderat aus, wenn er die 
Wählbarkeit (§ 28 GemO) verliert. Eine der Voraussetzungen für die Wahlbarkeit ist, dass 
dieses Mitglied des Gemeinderats Bürger der Gemeinde ist. Bürger einer Gemeinde nach § 12 
GemO ist wiederum nur, wer mit Hauptwohnsitz bei mehreren Wohnung gemeldet ist. 
Nachdem Herr Pozsgai erklärt hat, dass er vorwiegend die Wohnung in Freiburg nutzt und 
dies den Ausschlag für die Feststellung der Hauptwohnung gibt, scheidet er durch Verlust der 
Wahlbarkeit aus dem Gemeinderat aus.  
 
3 Beschlussvorschlag 

Der Gemeinderat nimmt das Ausscheiden von Herrn Stadtrat Samuel Pozsgai kraft 
Gesetzes zustimmend zur Kenntnis.  
 
 
Anlage/n: 

2_2 Schreiben vom 12.02.2020 
 
 
Nicole Ehle, Telefon: 07634/402-44 

Az.: 022.31; 022.133 
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Beratungsvorlage 
für die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
am 14.04.2020 
 
 
TOP 3_1 
Verpflichtung der in den Gemeinderat nachrückenden Stadträtin Zeynep King 
 
 
1 Sachverhalt 

Beim Ausscheiden eines Gemeinderats rückt nach den Regelungen des § 31 Abs. 2 GemO 
die als nächste Ersatzperson bei der letzten Gemeinderatswahl festgestellte Person nach. 
 
2 Bewertung 

Nach dem festgestellten Wahlergebnis der Gemeinderatswahl vom 26.05.2019 ist Frau 
Zeynep King die nächste Ersatzbewerberin auf der Liste der Grünen im Wohnbezirk 
Heitersheim. Frau King hat erklärt, dass sie das Amt annimmt. 
 
Hinderungsgründe nach § 29 GemO liegen nicht vor. 
 
 
3 Beschlussvorschlag 

Der Gemeinderat stellt fest, dass Frau Zeynep King nach dem Ergebnis der letzten 
Gemeinderatswahl die nächste Ersatzbewerberin für den Wahlvorschlag der Grünen im 
Wohnbezirk Heitersheim ist und Hinderungsgründe im Sinne des § 29 GemO nicht 
vorliegen. Sie rückt somit in den Gemeinderat nach. 
 
Frau King ist auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Amtsplichten zu verpflichten (wird 
vom Bürgermeister vorgenommen). 
 
 
Anlage/n: 

3_2 Wahlergebnis der Grünen bei der Gemeinderatswahl vom 26.05.2019 

3_3 Erklärung von Frau Zeynep King, , dass sie die Wahl annimmt und in den GR nachrückt 

3_4 Niederschrift über die Verpflichtung von Frau Stadträtin Zeynep King 

 
 
Nicole Ehle, Telefon: 07634/402-44 

Az.: 022.31; 022.133 

 







 
 

 
 
Niederschrift über die Verpflichtung von Frau Stadträtin Zeynep King 
 
In der heutigen öffentlichen Sitzung des Gemeinderates wurde durch das Ausscheiden des 
bisherigen Stadtrats Samuel Pozsgai die nachrückende Gemeinderätin Zeynep King auf die 
gewissenhafte Erfüllung ihrer Amtspflichten verpflichtet. 
 
Der Bürgermeister wies Frau King zunächst auf die Wichtigkeit und Bedeutung der 
Verpflichtung hin und belehrte sie über die ihr aus der Übernahme des Amtes erwachsenen 
Pflichten. 
 
Sodann wurde ihr die Verpflichtungsformel vorgelesen. 
 
Nachdem sie erklärt hatte, den Inhalt verstanden zu haben, wiederholte sie die ihr 
vorgesprochenen Worte: 
 
"Ich gelobe Treue der Verfassung, Gehorsam den Gesetzen und gewissenhafte 

Erfüllung meiner Pflichten. Insbesondere gelobe ich, die Rechte der Gemeinde 

gewissenhaft zu wahren und ihr Wohl und das ihrer Einwohner nach Kräften zu 

fördern." 

 
 
 
Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben: 
 
 
Heitersheim, 14.04.2020 
 
 
 
.........................................     ..................................... 
Zeynep King      Christoph Zachow 
       Bürgermeister 
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Beratungsvorlage 
für die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
am 14.04.2020 
 
 
TOP 4   
Neubesetzung der gemeinderätlichen Ausschüsse 
 
 
1 Sachverhalt 

Herr Samuel Poszgai war in folgenden Ausschüssen Mitglied: 
- Technischer Ausschuss: Reihenfolge-Stellvertreter an zweiter Stelle 
- Finanzausschuss: Reihenfolge-Stellvertreter an zweiter Stelle 
- Mitglied des Sozialausschusses 
- Mitglied des Gemeinsamen Ausschusses der Verwaltungsgemeinschaft Heitersheim 

mit Ballrechten-Dottingen und Eschbach 
 
2 Bewertung 

Nach interner Abstimmung in der Fraktion der Grünen tritt Frau Zeynep King an die jeweilige 
Stelle von Samuel Pozsgai. 
 
 
3 Beschlussvorschlag 

StRin. Zeynep King wird in folgende Ausschüsse bestellt: 
- Sozialausschuss 
- Gemeinsamer Ausschusses der Verwaltungsgemeinschaft Heitersheim mit 

Ballrechten-Dottingen und Eschbach 
- Technischer Ausschuss: Reihenfolge-Stellvertreter an zweiter Stelle 
- Finanzausschuss: Reihenfolge-Stellvertreter an zweiter Stelle 
 

 
 
Anlage/n: 

--- 
 
 
Nicole Ehle, Telefon: 07634/402-44 

Az.: 022.31; 022.133 
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Beratungsvorlage 
für die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
am 14.04.2020 
 
 
TOP 5  
Bestellung von Bürgermeister Christoph Zachow zum Eheschließungsstandesbeamten 
für den Standesamtsbezirk Heitersheim 
 
 
1 Sachverhalt 

Die Aufgabe eines Eheschließungsstandesbeamten ist auf die Vornahme von 
Eheschließungen und die dabei möglichen Beurkundungen von Namenserklärungen der 
Ehepartner sowie die Erstausstellung von Eheurkunden und die Ausstellung von 
Bescheinigungen, die mit der Eheschließung in Zusammenhang stehen, beschränkt. 
 
 
2 Bewertung 

Nach § 1 Abs. 4 der Verordnung des Innenministeriums zur Änderung der Verordnung zur 
Durchführung des Personenstandsgesetzes vom 28.09.2009 können Bürgermeister ohne 
spezielle fachliche Anforderungen zu Eheschließungsstandesbeamten für ihren 
Zuständigkeitsbereich bestellt werden. Die Bestellung erfolgt durch den Gemeinderat.  
 
Die Bestellungsurkunde ist durch den Bürgermeisterstellvertreter auszuhändigen. 
 
 
 
3 Beschlussvorschlag 

Herr Bürgermeister Christoph Zachow wird auf jederzeitigen Widerruf mit Wirkung vom 
14.04.2020 zum Eheschließungsstandesbeamten für den Standesamtsbezirk 
Heitersheim bestellt.  
 
 
Anlage/n: 

--- 
 
 
Nicole Ehle, Telefon: 07634/402-44 
Az.: 022.31; 024.91 
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Beratungsvorlage 
für die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
am 14.04.2020 
 
 
TOP 6 
Bestellung von Bürgermeister Christoph Zachow zum Hauptgeschäftsführer der Hei-
tersheimer Sozialbauten GmbH 
 
 
1 Sachverhalt 

Bürgermeister Martin Löffler hat sein Amt als Hauptgeschäftsführer der Heitersheimer 
Sozialbauten GmbH mit Ausscheiden aus dem Amt des Bürgermeisters der Stadt Heitersheim 
niederlegt.  
 
Gemäß § 7 Absatz 1 und 2 des Gesellschaftsvertrages der Heitersheimer Sozialbauten GmbH 
ist der jeweilige Bürgermeister der Stadt Heitersheim alleinvertretungsberechtigter 
Hauptgeschäftsführer der Heitersheimer Sozialbauten GmbH. 
 
2 Bewertung 

Das Gesellschaftsrecht verlangt eine förmliche Bestellung des neuen Geschäftsführers durch 
die Gesellschafterversammlung (Gemeinderat). Dem Aufsichtsrat der Heitersheimer 
Sozialbauten GmbH wird in der vorhergehenden Sitzung vorgeschlagen, dem Gemeinderat zu 
empfehlen, Bürgermeister Zachow zum  alleinvertretungsberechtigten Hauptgeschäftsführer 
der Heitersheimer Sozialbauten zu bestellen. 

 
3 Beschlussvorschlag 

Der Gemeinderat bestellt gemäß § 7 Absatz 1 und 2 des Gesellschaftsvertrages 
Bürgermeister  

Christoph Zachow, 
mit dem Amtssitz Hauptstraße 9, 79423 Heitersheim 

zum alleinvertretungsberechtigten Hauptgeschäftsführer der Heitersheimer 
Sozialbauten GmbH.  

 
Anlage/n: 

-/- 

      
 
Reiner Burgert, Telefon: 07634/402-22 

Az.: 022.31; 035.00; 035.22 
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Beratungsvorlage 
für die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
am 14.04.2020 
 
 
TOP 7_1  
Feststellung des Jahresabschlusses 2019 der Heitersheimer Sozialbauten GmbH 
 
 
1 Sachverhalt 

Entsprechend den gesetzlichen Anforderungen und aufgrund der Regelungen im 
Gesellschaftsvertrag hat die jährliche Feststellung des Jahresabschlusses der Heitersheimer 
Sozialbauten GmbH und die Festlegung der Verwendung des Ergebnisses durch die 
Gesellschafterversammlung (Gemeinderat) zu erfolgen.  
 
Der Aufsichtsrat der Heitersheimer Sozialbauten GmbH wird sich vor der Gemeinderatssitzung 
mit dem Jahresabschluss befassen und dem Gemeinderat eine Beschluss-Empfehlung geben.  
 
Der Jahresabschluss 2019 wurde von Wirtschaftsprüfungsgesellschaft MTR Markgräfler 
Treuhand und Revision GmbH in Eschbach geprüft, welche einen uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt hat. In einer erweiterten Prüfung hat die Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft nach § 53 Abs. 1 Ziffer 1 HGrG die Ordnungsmäßigkeit der Geschäfts- 
führung festgestellt. 
     
Im Geschäftsjahr 2019 war lag der Instandhaltungsaufwand beim Friedrich-Schäfer-Haus bei 
6.791,25 EUR. Für zu erwartende Instandhaltungsaufwendungen im Zusammenhang mit der 
Mängelbeseitigung von Wasserrohrleitungen im Haus Ulrika sind Rückstellungen  in Höhe von 
30.000 EUR gebildet worden. Insgesamt beliefen sich die Instandhaltungsaufwendungen 
somit auf 36.791,25 EUR; 17.791,25 EUR höher als veranschlagt.   
 
2 Bewertung 

Der Jahresüberschuss 2019 beträgt 8.701,01 EUR. Er liegt deutlich unter dem 
Jahresüberschuss im Vorjahr (43.547,71 EUR) und den durchschnittlichen 
Jahresüberschüssen der Jahre davor (rd. 26.000 EUR). Der deutliche Unterschied zu den 
Vorjahren ist im Wesentlichen auf die o.a. Rückstellungen zurückzuführen. Im Wirtschaftsjahr 
2020 kann von einem plangemäßen Geschäftsverlauf ausgegangen werden.   
 
Im Einzelnen wird auf die beiliegenden Unterlagen (Lagebericht, Bilanz, Gewinn- und 
Verlustrechnung und Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers) verwiesen. 
 
Jahresabschluss- und Prüfungsbericht liegen den Mitgliedern des Gemeinderates zur 
Einsichtnahme vor. Auf Wunsch kann ein komplettes Exemplar zur Verfügung gestellt werden.  
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3 Beschlussvorschlag 

1. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2019 wurde von der Geschäftsführung  
aufgestellt. Der Gemeinderat  schließt sich dem vorliegenden Bericht der 
 Geschäftsführung  an und billigt dessen Inhalt in allen Teilen, bestehend aus 
 der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrechnung, dem Anhang, dem Lagebericht 
 und den Anlagen. 

         
2. Der Jahresabschluss wurde durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft MTR 

Markgräfler Treuhand und Revision GmbH in Eschbach gem. § 24 des 
Gesellschaftsvertrages i.V.m. § 105 Abs. 1 Ziffer 1 GemO und § 317 HGB geprüft. 
Diese hat den uneingeschränkten Bestätigungsvermerk nach HGB erteilt. In 
einer erweiterten Prüfung hat die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft nach § 53 
Abs. 1 Ziffer 1 HGrG die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung festgestellt. 
Von der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung hat sich auch der 
Aufsichtsrat überzeugt. Soweit für einzelne Rechtsgeschäfte eine förmliche 
Genehmigung erforderlich war, wurde diese vom Aufsichtsrat erteilt. Der 
Geschäftsführung wurde für das Geschäftsjahr 01. Januar bis 31. Dezember 2019 
vom Aufsichtsrat Entlastung erteilt, der sich der Gemeinderat anschließt. Der 
Gemeinderat erteilt gleichzeitig dem Aufsichtsrat für das Geschäftsjahr 2019 
Entlastung. 

 
3. Der Jahresabschluss wird gem. § 16 Abs. 2 f des Gesellschaftsvertrages festge-

stellt. Die Bilanz schließt ab mit einer Bilanzsumme von 4.232.613,41 EUR und 
einem Jahresüberschuss von 8.701,01 EUR. 

 
4.  Entsprechend dem Vorschlag der Geschäftsführung und dem Aufsichtsrat wird 

nach § 16 Abs. 2 f des Gesellschaftsvertrages folgende Ergebnisverwendung 
beschlossen: Der Jahresüberschuss 2019 in Höhe von 8.701,01 EUR wird auf die 
neue Rechnung vorgetragen.  

 
 
 
Anlage:  

7_2 Anl. Lagebericht 2019_Bilanz 2019_G + V-Rechnung 2019_Bestätigungsvermerk 

 

 
Reiner Burgert, Telefon: 07634/402-22 

Az.: 022.31; 035.065 
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Beratungsvorlage 
für die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
am 14.04.2020 
 
 
TOP 8_1 
Einwerbung und Annahme von Spenden und Schenkungen zur Aufgabenerfüllung 
4. Quartal 2019 
 
 
1 Sachverhalt 

Nach § 78 Abs. 4 GemO dürfen Gemeinden zur Erfüllung ihrer Aufgaben Spenden, Schen-
kungen und ähnliche Zuwendungen einwerben und annehmen oder an Dritte vermitteln, die 
sich an der Erfüllung von öffentlichen Aufgaben beteiligen. Die Einwerbung und die Entgegen-
nahme des Angebots einer Zuwendung obliegen ausschließlich dem Bürgermeister. Über die 
Annahme oder Vermittlung entscheidet der Gemeinderat. 
 
Die Spenden im 4. Quartal 2019 in Höhe von insgesamt 12.776,75 € liegen einzeln aufgelistet 
dieser Beratungsvorlage als Anlage bei. 
 
2 Bewertung 

Die Zuwendungszwecke der aufgelisteten Spenden und Schenkungen entsprechen den 
öffentlichen Aufgaben einer Gemeinde.  
 
 
3 Beschlussvorschlag 

Der Gemeinderat stimmt der Annahme der einzeln aufgelisteten Spenden und 
Schenkungen für die genannten Zwecke von den genannten Spendern zu. 
 
 
Anlage: 

8_2 Anl. Spendenliste 4. Quartal 2019 
 
 
Matthias Segeritz, Telefon: 07634/402-31 
Az.: 960.042; 022.31 

 



Stadtkasse Heitersheim

Spenden 01.10.-31.12.2019

Datum Spender Betrag € Zweck

07.10.2019 Div. Spender (Spendenbox Villa urbana) 378,31 Römermuseum Villa urbana

04.11.2019 Div. Spender (Spendenbox Villa urbana) 774,44 Römermuseum Villa urbana

04.11.2019 Fuchs, Helmut 100,00 Feuerwehr

31.10.2019 Heckel Präzisionsteile GmbH 2.000,00 Weihnachtsspende 2019

29.11.2019 Autohaus Sum OHG 50,00 Weihnachtsspende 2019

02.12.2019 Bikeshop Heitersheim GmbH 50,00 Weihnachtsspende 2019

02.12.2019 Annemarie Klöpel 100,00 Weihnachtsspende 2019

02.12.2019 Kurt und Beate Reiner 200,00 Weihnachtsspende 2019

03.12.2019 Höfler Metallbau GmbH 150,00 Weihnachtsspende 2019

04.12.2019 Sonner Berthold 20,00 Weihnachtsspende 2019

04.12.2019 Winter Präzisionstechnik GmbH 200,00 Weihnachtsspende 2019

04.12.2019 Hiss Hubert 200,00 Weihnachtsspende 2019

04.12.2019 Fünfgeld Alfred 100,00 Weihnachtsspende 2019

05.12.2019 Ernst Hog GmbH & Co KG 200,00 Weihnachtsspende 2019

05.12.2019 Krause Irmtrud 150,00 Weihnachtsspende 2019

05.12.2019 Sichler Baturina Vjekoslav 100,00 Weihnachtsspende 2019

06.12.2019 Rohmann Helga 30,00 Weihnachtsspende 2019

09.12.2019 Bimont GmbH 50,00 Weihnachtsspende 2019

09.12.2019 Markgräfler Weinkeller Zähringer GmbH 100,00 Weihnachtsspende 2019

09.12.2019 Hippchen Rolf und Marita 100,00 Weihnachtsspende 2019

05.12.2019 Heike Strahberger 3,00 Sozialfonds

09.12.2019 Gerlieva Sprühtechnik GmbH 3.000,00 Weihnachtsspende 2019

10.12.2019 Hans-Werner u. Silvia Schöne 15,00 Weihnachtsspende 2019

10.12.2019 Hans-Peter u. Renate Hutter 50,00 Weihnachtsspende 2019

12.12.2019 Hansjörg Hagenbach 350,00 Feuerwehr 

12.12.2019 SLG Kunststoff GmbH 250,00 Weihnachtsspende 2019

16.12.2019 Fritz Teichmann 200,00 Weihnachtsspende 2019

16.12.2019 Artur Keller 100,00 Weihnachtsspende 2019

17.12.2019 Julius Zotz KG 500,00 Weihnachtsspende 2019

17.12.2019 Friedrich Lampp -sen.- 50,00 Weihnachtsspende 2019

17.12.2019 Erich Hofer 500,00 Weihnachtsspende 2019

18.12.2019 Priebe Rolanda 50,00 Weihnachtsspende 2019

18.12.2019 Zirlewagen Diethard 150,00 Weihnachtsspende 2019

19.12.2019 Wild Connect GmbH 500,00 Weihnachtsspende 2019

19.12.2019 Wenz Hannelore 30,00 Weihnachtsspende 2019

20.12.2019 Höfler Gerd 100,00 Weihnachtsspende 2019

20.12.2019 Höfler Gisela 100,00 Weihnachtsspende 2019

20.12.2019 Walz Matthias 150,00 Weihnachtsspende 2019

23.12.2019 Hagenbach Hansjörg 200,00 Weihnachtsspende 2019

23.12.2019 D. Zirlewagen GmbH 250,00 Weihnachtsspende 2019

23.12.2019 Sonner, Werner 100,00 Feuerwehr

27.12.2019 Kohmann Josef 200,00 Weihnachtsspende 2019

27.12.2019 Donner Vera 100,00 Weihnachtsspende 2019

27.12.2019 Sütterle Ingeborg 100,00 Weihnachtsspende 2019

27.12.2019 Neumann Michael 50,00 Weihnachtsspende 2019

27.12.2019 Mitarbeiter Stadt Heitersheim 426,00 Weihnachtsspende 2019

30.12.2019 Ehrler Stefan 200,00 Weihnachtsspende 2019

Summe/Übertrag Seite 1 12.776,75
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Beratungsvorlage 
für die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
am 14.04.2020 
 
 
TOP 9_1 
Antrag auf Ergänzung des öffentlichen Gemeinderatsprotokolls vom 17.12.2019 
 
 
1 Sachverhalt 

Die Stadträte Ernst Fünfgeld, Martin Schaber, Ursula Schlegel, Alexander Sonner und 
Bernhard Walz beantragen mit Schreiben vom 10.02.2020, das Sitzungsprotokoll um die 
Äußerungen von Herrn Löffler und Herrn Bredemeyer zu ergänzen. 
 
2 Bewertung 

Die Darstellung im Protokoll ist korrekt. Im öffentlichen Gemeinderatsprotokoll vom 
17.12.2019, TOP 14 Ende erster Absatz ist ausgeführt, dass eine Vertretung durch den 
Rechtsanwalt der Antragsteller nicht zulässig ist.  
 
Diese Rechtsauffassung der Verwaltung wird gestützt auf § 24 Abs. 3 S. 2 GemO, wonach 
dem Gemeinderat oder einem von ihm bestellten (Gemeinderats-)Ausschuss Akteneinsicht 
gewährt wird. Dieses Recht steht dem Gemeinderat nur als Kollegialorgan zu und ist ein 
höchstpersönliches Organrecht des Gemeinderatsgremiums, zumal die einzelnen Stadträte 
den kommunalpolitischen Verschwiegenheitspflichten unterliegen. Dieses Recht kann nicht an 
einen Rechtsanwalt übertragen werden. 
 
Die Zuordnung von einzelnen Äußerungen durch Namensnennung im Protokoll ist nicht üblich. 
 
Gemäß § 38 Abs. 2 S. 3 GemO entscheidet der Gemeinderat über die gegen die Niederschrift 
vorgebrachten Einwendungen. 
 
 
3 Beschlussvorschlag 

Der Gemeinderat lehnt die Ergänzung der Niederschrift über die öffentliche 
Gemeinderatssitzung am 17.12.2019 ab.  
 
 
Anlage/n: 

9_2 Antrag auf Protokollergänzung 
 
 
 
Nicole Ehle, Telefon: 07634/402-44 
Az.: 022.31 
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Beratungsvorlage 
für die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
am 14.04.2020 
 
 
 
TOP 10_1 
Ausübung des allgemeinen gesetzlichen Vorkaufsrechts nach § 24 BauGB am 
Grundstück Flst.-Nr. 3478, Gewann „Hirschmatten“, Kaufvertrag des Notars David 
Janßen, Staufen, vom 31.01.2020, UR 359/2020 
  
 
1 Sachverhalt 

Am 31.01.2020 wurde zwischen einem privaten Grundstückseigentümer und einer 
Bauträgergesellschaft ein Kaufvertrag über das Grundstück Flst.-Nr. 3478, Gewann 
„Hirschmatten“, geschlossen. Eine Kopie dieses Kaufvertrages ist am 18.02.2020 bei der 
Stadt Heitersheim – Vorkaufsrechtsstelle – eingegangen. Der Stadt Heitersheim steht an dem 
Grundstück ein Vorkaufsrecht nach § 24 Abs. 1 S. 1 Baugesetzbuch (BauGB) zu. 
 
Das Grundstück Flst.-Nr. 3478 mit 1631 m² ist unbebaut und landwirtschaftlich genutzt. Es 
liegt im Bereich eines Gebietes, das im geltenden Flächennutzungsplan (FNP) als 
Wohnbaufläche (W) dargestellt ist. Der Bereich des Grundstücks ist nicht überplant und liegt 
somit im Außenbereich im Sinne des § 35 BauGB. 
 
Schon mit dem Bebauungsplan „Zollmatten–Hirschmatten“ vom 25.02.1976 wurde der östliche 
Teil des im FNP mit W dargestellten Gebiets teilweise als Allgemeines Wohngebiet überplant 
(„I. Planungsstufe“); schon damals gab es die Absicht, dieses Wohngebiet in Richtung Westen 
bis einschließlich des Grundstücks Flst-.Nr. 3478 zu erweitern („II. Planungsstufe“). In den 
vergangenen Jahren wurde nun der östliche Teil des im FNP dargestellten Gebiets durch den 
Bebauungsplan „Hirschmatten“ mit Satzungsbeschluss vom 05.11.2013 zu einem allgemeinen 
Wohngebiet entwickelt. Auf eine Überplanung des gesamten Gebiets wurde angesichts der 
vorhandenen Belastung durch Verkehrslärm (Rheintalbahn) und Gewerbelärm 
(Gewerbegebiet „Hirschmatten-Kübelmatten“) zunächst verzichtet. Gleichwohl wurde der 
Verlauf der Zollmattenstraße nördlich des neuen Wohnbaugebiets „Hirschmatten“ so 
beibehalten, dass eine Verlängerung der Zollmattenstraße in Richtung Westen möglich bleibt. 
 
Mittlerweile hat sich die Gewerbelärmbelastung des Gebiets durch Schallschutzmaßnahmen 
emittierender Betriebe reduziert. Auch eine Geruchsimmissionsbelastung ist nicht mehr 
feststellbar. Der Verkehrslärmbelastung zur Nachtzeit kann mit passiven Schallschutz-
maßnahmen begegnet werden. Zudem ist zu erwarten, dass sich der Schienenlärm mit 
Fertigstellung der Rheintalbahn und der Verlagerung des Güterverkehrs ab voraussichtlich 
2031 erheblich reduzieren wird. Eine Ausdehnung des Wohnbaugebiets „Hirschmatten“ in 
Richtung Westen ist deshalb möglich. Hierfür wurden bereits städtebauliche Konzepte 
entwickelt. Diese sehen in verschiedenen planerischen Varianten eine Wohnbebauung mit 
Geschosswohnungsbau bzw. Doppelhäusern vor, möglicherweise auch Einrichtungen der 
Nahversorgung. 
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Zur Erschließung soll eine Erschließungsstraße in Nord-Süd-Richtung die Zollmattenstraße 
mit der Schillerstraße verbinden; im Übergang zu den westlich angrenzenden 
Gewerbeflächen ist eine öffentliche Grünfläche mit Fuß- und Radwegen vorgesehen, in der 
erforderlichenfalls auch Schallschutzvorkehrungen errichtet werden können. Die Aufstellung 
eines Bebauungsplans zur Erweiterung des Wohnbaugebiets „Hirschmatten“ kann 
voraussichtlich nach § 13a BauGB im vereinfachten Verfahren erfolgen. 
Im 2018 beschlossenen „Gesamtstädtischen Entwicklungskonzept“ (GEK) wird diesem 
Baugebiet eine hohe Priorität eingeräumt, um den angespannten Wohnungsmarkt zu 
entlasten.  
 
Die Grundstücke in der geplanten Erweiterungsfläche des Wohnbaugebiets „Hirschmatten“ 
sind überwiegend im Eigentum Privater und von Wohnungsbaugesellschaften. Aufgrund des 
Zuschnitts der Grundstücke bedarf es zur Realisierung des neuen Baugebiets in jedem Fall 
bodenordnerischer Maßnahmen. Auch das Grundstück Flst.-Nr. 3478 würde nach den 
vorliegenden städtebaulichen Konzepten von den Wohnbauflächen überlagert sowie im 
nördlichen Bereich durch die vorgesehene öffentliche Wege- und Grünfläche durchschnitten. 
 
Neben den bereits im Entwurf vorliegenden städtebaulichen Planungen ist eine weitere 
vorbereitende Untersuchung und ggf. die Durchführung einer städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahme vorgesehen. 
 
 
Mit notarieller Urkunde des Notars Janßen, Staufen im Breisgau, UR 359/2020, wurde das 
Grundstück Flst.-Nr. 3478 verkauft. Der Kaufpreis beträgt insg. 138.635,-€, entsprechend 
85,- €/m². Eine Abschrift des Kaufvertrags ging am 18.02.2020 bei der Stadt Heitersheim ein. 
Das Vorkaufsrecht kann nur binnen zwei Monaten nach Mitteilung des Kaufvertrages durch 
Verwaltungsakt gegenüber dem Verkäufer ausgeübt werden (§ 28 Abs. 2 BauGB), also 
spätestens bis 18.04.2020. Da es sich um eine gesetzliche Frist handelt, ist eine 
Verlängerung der Ausübungsfrist, auch mit Zustimmung der Kaufvertragsparteien, nicht 
möglich. 
Mit Schreiben vom 17.03.2020 wurden die beiden Kaufvertragsparteien zu einer möglichen 
Ausübung des gesetzlichen Vorkaufsrechts der Stadt Heitersheim unter Fristsetzung bis zum 
03.04.2020 angehört. 
Die Käuferin hat sich im Rahmen der Anhörung mit einem Schreiben vom 02.04.2020 
geäußert und vorgetragen, sie unterstütze die Aufstellung des Bebauungsplans 
„Hirschmatten II“ sowie die städtebaulichen Ziele der Schaffung von bezahlbarem Wohnraum 
bzw. von Wohnraum für Familien. Hierfür hat die Käuferin verschiedene Modelle zur 
anteiligen Schaffung von Wohnraum mit Mietpreisbindung bzw. mit Bindungen nach dem 
Landeswohnraumförderprogramm vorgeschlagen, die auch bereits durch sie in Städten in 
der Region realisiert werden konnten. 
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1 Bewertung 
 
2.2 Voraussetzungen für die Ausübung des gesetzlichen Vorkaufsrechts 
 
Die Voraussetzungen für die Ausübung eines gesetzlichen Vorkaufsrechts der Stadt 
Heitersheim liegen vor: 
 
2.2.1 Bestehen eines allgemeinen gesetzlichen Vorkaufsrechts 
 
Der Stadt Heitersheim steht an dem gesamten Grundstück Flst.-Nr. 3478 ein Vorkaufsrecht 
nach § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 BauGB zu. Danach besteht ein allgemeines öffentlich-
rechtliches Vorkaufsrecht für unbebaute Grundstücke im Außenbereich, für die nach dem 
FNP eine Nutzung als Wohnbaufläche oder Wohngebiet dargestellt ist. Diese Voraus-
setzungen für das Bestehen des Vorkaufsrechts sind vorliegend erfüllt.  
 
2.2.2 Rechtfertigung durch das Wohl der Allgemeinheit 
 
Die in § 24 Abs. 3 Satz 1 BauGB normierten gesetzlichen Voraussetzungen für die 
Ausübung des Vorkaufsrechts liegen vor. Die Ausübung des Vorkaufsrechts ist durch das 
Wohl der Allgemeinheit gerechtfertigt. 
 
Das durch § 24 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 BauGB geschaffene allgemeine Vorkaufsrecht dient dem 
Zweck, eine beschleunigte Bereitstellung von Wohnbauland zur Beseitigung akuten Wohn-
raummangels zu ermöglichen. Eine diesem Zweck dienende Ausübung des Vorkaufsrechts 
ist deshalb grundsätzlich durch Gründe des Gemeinwohls gerechtfertigt (BVerwG, Beschluss 
vom 25.01.2010, 4 B 53/09, Rn. 8; VGH Kassel, Beschluss vom 20.06.2003, 3 UE 371/03, 
Rn. 27 ff.; VG Neustadt, Urteil vom 19.02.2015, 4 K 544/14.NW, Rn. 33). Daneben zählt zu 
den von § 24 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 BauGB gedeckten städtebaulichen Zielen auch die Absicht, 
bezahlbaren Wohnraum für breite Kreise der Bevölkerung zu schaffen (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 2 
BauGB), insbesondere dann, wenn im Gebiet der betreffenden Gemeinde ein 
Wohnraumbedarf besteht (VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 24.09.2019, 5 S 1733/17, 
Rn. 75 juris). Auch die von der Rechtsprechung geforderte zeitliche Nähe weiterer 
Realisierungsschritte, insbesondere der Aufstellung eines Bebauungsplans (vgl. VGH 
Baden-Württemberg, Urteil vom 24.09.2019, 5 S 1733/17, Rn. 73 juris; VG Karlsruhe, Urteil 
vom 24.01.2008, 2 K 2600/07, Rn. 19 f.) ist gegeben, nachdem städtebauliche Vorentwürfe 
bereits existieren und die baldige Aufstellung eines Bebauungsplans beabsichtigt ist. 
 
Konkret besteht in Heitersheim ein dringender Bedarf nach Ausweisung weiterer Wohn-
bauflächen. Dies zeigt sich schon daran, dass die Baugrundstücke des Ende 2013 
ausgewiesenen Baugebiets „Hirschmatten“ alle bebaut sind sowie des Ende 2017 
ausgewiesenen Baugebiets „Staaden III“ bereits  überwiegend verkauft und in der Bauphase 
bzw. im Vergabeverfahren sind. Weitere Wohnbaugebiete bzw. -grundstücke stehen kaum 
zur Verfügung. Das geplante Baugebiet „Erbrain IV“ mit voraussichtlich 20 Bauplätzen 
befindet sich noch in der Aufstellungsphase des Bebauungsplans. Bereits jetzt ist aber aus 
den schon vorliegenden Anfragen erkennbar, dass es für dieses Baugebiet „Erbrain IV“ zu 
einer das Angebot deutlich übersteigenden Nachfrage kommen wird.    
 
Dem Allgemeinwohl dient die Ausübung des Vorkaufsrechts insbesondere dadurch, dass sie 
die schnelle Realisierung des Baugebiets erleichtert und die Umsetzung der städtebaulichen 
Ziele befördert. Für eine Bebauung der Flächen zur Erweiterung des Wohnbaugebiets 
„Hirschmatten“ ist eine Neuordnung der Grundstücksverhältnisse (Bodenordnung) 
notwendig. Insbesondere besteht auch ein Bedarf nach Flächen mit öffentlicher Zweck-
bestimmung für die notwendigen Erschließungsstraßen und die vorgesehenen öffentlichen 
Grünflächen. Für diese Flächen öffentlicher Zweckbestimmung muss städtisches Eigentum 
begründet werden; dies gilt namentlich auch für Teilflächen des Flst.-Nr. 3478. 
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Die Stadt Heitersheim verfügt bislang nur über zwei Grundstücke im westlichen Bereich des 
Gebietes, darunter ein Randgrundstück (Fußweg), ansonsten jedoch über keine eigenen 
Flächen im Bereich der geplanten Erweiterung des Wohnbaugebiets. Erfahrungsgemäß wird 
aber die Durchführung einer Bodenordnung sowie die Begründung städtischen Eigentums an 
den Flächen mit öffentlicher Nutzung erleichtert, wenn die Stadt Eigentum im Plangebiet hat 
und deshalb Tauschvorgänge oder Arrondierungen mit privaten Eigentümern innerhalb des 
Gebiets möglich sind. Erst Recht bereiten Fragen der Bodenordnung der Realisierung eines 
Baugebiets dann keine Schwierigkeiten mehr, wenn eine Kommune über alle Flächen im 
Gebiet verfügt. Durch einen Grunderwerb der Stadt wird somit sowohl die Realisierung der 
erforderlichen öffentlichen Flächen im Plangebiet als auch die Schaffung und Veräußerung 
bebauungsfähiger Grundstücke deutlich erleichtert, d. h. insgesamt das Entstehen von 
dringend benötigtem Wohnraum beschleunigt. Zudem wird es durch eine städtische 
Vermarktung von Grundstücken vermieden, dass die Flächen – wie in manchen Baugebieten 
mit kleinteiliger Eigentümerstruktur zu beobachten – trotz Bebaubarkeit brach liegen und so 
dem Wohnungsmarkt vorenthalten bleiben. Insgesamt dient die Ausübung des Vorkaufs-
rechts deshalb dem Zweck, die Erschließung und tatsächliche Bebauung der als Wohngebiet 
auszuweisenden Flächen zu beschleunigen. 
 
Zugleich dient die Ausübung des Vorkaufsrechts auch dem spezifischen Ziel, bezahlbaren 
Wohnraum für breite Schichten der Bevölkerung zu schaffen bzw. anzubieten. Die Stadt 
Heitersheim verfolgt den Grundsatz, neue Baugebiete auf Flächen im städtischen Eigentum 
auszuweisen, um die späteren Baugrundstücke dann sowohl zu moderaten Preisen als auch 
nach sozialen Kriterien vergeben zu können. Auf diese Weise ist es gelungen, etwa im 
Baugebiet „Staaden III“ Baugrundstücke für € 345,-/m² verkaufen zu können. Zugleich erfolgt 
die Vergabe der Baugrundstücke anhand von Kriterien, die vor allem Familien bzw. 
Haushalte mit minderjährigen Kindern und ohne eigene Wohnimmobilie begünstigen (vgl. 
den Beschluss des Gemeinderats vom 16.10.2017 über die städtischen Vergabekriterien). 
Beide Ziele sind bei einem Verkauf bzw. einer Vermarktung von Baugrundstücke durch 
Private nicht in gleicher Weise zu erreichen. Die Ausübung des Vorkaufsrechts ist deshalb 
auch insofern durch das Wohl der Allgemeinheit gerechtfertigt.  
 
 
2.3 Voraussetzungen für die preislimitierte Ausübung des Vorkaufsrechts 

 
Im Regelfall der Ausübung eines öffentlich-rechtlichen Vorkaufsrechts tritt die ausübungs-
berechtigte Kommune in den abgeschlossenen Kaufvertrag ein und ist der vereinbarte 
Kaufpreis in voller Höhe von der Kommune zu entrichten. Abweichend hierzu kann die 
Kommune jedoch nach § 28 Abs. 3 Satz 1 BauGB den an den Verkäufer zu zahlenden 
Betrag nach dem Verkehrswert des Grundstücks im Zeitpunkt des Kaufes bestimmen, wenn 
der vereinbarte Kaufpreis den Verkehrswert in einer dem Rechtsverkehr erkennbaren Weise 
deutlich überschreitet.  
Eine derartige deutliche Überschreitung des Verkehrswerts ist vorliegend gegeben. Die 
Bodenrichtwerte von Bauerwartungsland für neue Baugebiete westlich der B 3 im Falle von 
Wohnbauflächen haben sich in der Vergangenheit wie folgt entwickelt: 
 
 Bodenrichtwert Stand 31.12.2012: 40,00 €/m² 
 Bodenrichtwert Stand 31.12.2014: 55,00 €/m² 
 Bodenrichtwert Stand 31.12.2016: 65,00 €/m² 
 Bodenrichtwert Stand 31.12.2018: 35,00 €/m² 
 
In einem vor dem LG Freiburg geführten Rechtsstreit, dem eine Vorkaufsrechtsausübung 
zugrunde lag, wurde im Jahr 2015 der Verkehrswert eines Grundstücks an der Jahnstraße 
ermittelt, das ebenfalls Bauerwartungsland darstellte, allerdings östlich der B 3 gelegen war. 
In dem vom Gericht beauftragten Sachverständigengutachten wurde der Wert dieses Grund-
stücks als Bauerwartungsland bezogen auf einen Stichtag im Mai 2015 mit 60,00 €/m² 
festgestellt. 
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Dabei legte der Sachverständige mangels geeigneter Vergleichswerte den damals geltenden 
Bodenrichtwert für Bauerwartungsland östlich der B 3 zugrunde. 
 
In dem Zwangsversteigerungsverfahren des AG Freiburg, Az. 791 K 45/18, betreffend das 
ebenfalls im Bereich des zukünftigen Bebauungsplans gelegene Grundstück Flst.-Nr. 3457 
hat das AG Freiburg den Verkehrswert dieses Grundstücks mit 65,00 €/m² festgestellt. Diese 
Feststellung erfolgte auf der Grundlage des Bodenrichtwerts zum Stand 31.12.2016 und 
beruhte auf der ausdrücklichen Zustimmung der Gläubigerin dieses Zwangsvollstreckungs-
verfahrens, die wiederum identisch ist mit der Käuferin des vorliegenden Kaufvertrags. 
 
Unter Berücksichtigung des Umstands, dass einerseits in allen bisherigen gerichtlichen 
Verfahren der Verkehrswert des jeweiligen Bauerwartungslands anhand des jeweils gültigen 
Bodenrichtwerts festlegt wurde, andererseits der aktuell gültige Bodenrichtwert (Stand 
31.12.2018) gegenüber dem vorherigen Bodenrichtwert (Stand 31.12.2016) deutlich 
gesunken ist, ist der Verkehrswert des vorliegenden Grundstücks mit maximal 65,00 €/m² 
anzusetzen. Der von den Kaufvertragsparteien vereinbarte Preis von 85,00 €/m² übersteigert 
diesen Verkehrswert um 20,00 €/m² bzw. um 30,7 %.  
 
Ab wann eine Überschreitung des Verkehrswerts im Sinne des § 28 Abs. 3 Satz 1 BauGB 
„deutlich“ ist, wird rechtlich nicht ganz einheitlich beurteilt. Teilweise wird die Schwelle bei 
einer Überschreitung um 25 % bzw. um 20 % bis 30 % angesetzt, teilweise wird auch die 
absolute Höhe der Überschreitung für maßgeblich erachtet (vgl. LG Berlin, Urteil vom 
26.04.2017, O 2/15 Baul, juris). In allen Fällen besteht kein Zweifel, dass eine Über-
schreitung des Verkehrswerts um mehr als 30 % bzw. um 20,00 €/m² deutlich ist und damit 
die Voraussetzungen des § 28 Abs. 3 Satz 1 BauGB erfüllt.  
 
In einem derartigen Fall kann die zur Ausübung des Vorkaufsrechts berechtigte Kommune 
den zu zahlenden Betrag auf den Verkehrswert festsetzen. Dieser Verkehrswert ist 
vorliegend mit max. 65,00 €/m² zu beziffern.  
 
 
2.4. Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens 

 
Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 24 Abs. 3 Satz 1 BauGB liegt die Ausübung des 
Vorkaufsrechts im pflichtgemäßen Ermessen der Stadt. In die Ermessensausübung sind 
sowohl die genannten öffentlichen Interessen als auch die privaten Interessen der beiden 
Kaufvertragsparteien einzubeziehen. Besondere private Interessen, die einer Ausübung des 
Vorkaufsrechts als solchem entgegenstünden, sind bislang nicht ersichtlich. Für den 
Verkäufer tritt an die Stelle der bisherigen Käuferin die Stadt als neue Vertragspartnerin. Für 
die Käuferin führt die Ausübung des Vorkaufsrechts zum Verlust der Erwerbsmöglichkeit für 
das Grundstück. Mit dem ungehinderten Vollzug des Kaufvertrags wäre für die Käuferin die 
Chance verbunden, im Falle einer zukünftigen Überplanung als Wohngebiet das Grundstück 
– nach einer erforderlichen Bodenneuordnung – selbst zu bebauen oder zu vermarkten. 
Diese Chance ist zwar als privater Belang durchaus bedeutsam, jedoch innerhalb der 
Ermessensausübung nicht von gesteigertem Gewicht. Insgesamt überwiegt damit das 
öffentliche Interesse, durch einen städtischen Erwerb des Grundstücks eine Beschleunigung 
der Realisierung, d. h. der tatsächlichen Bebauung des Baugebiets sowie eine Förderung 
der Eigentumsbildung durch weite Kreise der Bevölkerung zu erreichen.  
 
Auch die Festsetzung des zu zahlenden Betrags auf den Verkehrswert nach § 28 Abs. 3 
Satz 1 BauGB liegt im Ermessen der Stadt. Für die Nutzung dieser rechtlich eröffneten 
Möglichkeit spricht insbesondere das im öffentlichen Interesse liegende Ziel, die Bodenpreis-
entwicklung im Bereich der geplanten Erweiterung des Wohnbaugebiets „Hirschmatten“ zu 
dämpfen und damit für die späteren Baugrundstücke letztlich Kaufpreise sicherzustellen, die 
eine Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB) ermöglichen.  
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Soweit im Bereich des zukünftigen Baugebiets bereits für Bauerwartungsland Kaufpreise 
gezahlt werden, die den Verkehrswert deutlich überschreiten, reduziert dies die Möglichkeit, 
die zukünftigen Baugrundstücke preisgünstig an breite Kreise der Bevölkerung veräußern zu 
können. So führt ein um 20,00 €/m² erhöhter Kaufpreis von Bauerwartungsland dazu, dass – 
unter Berücksichtigung des notwendigen Abzugs für öffentliche Flächen sowie der 
erforderlichen Abzinsung etc. – der Kaufpreis der zukünftigen Baugrundstücke rechnerisch 
um etwa 30,00 - 40,00 €/m² steigt. Verglichen mit den Kaufpreisen der Baugrundstücke, die 
die Stadt im Baugebiet „Staaden III“ zu Preisen von 345,00 €/m² verkauft hat, entspricht 
allein dies schon einer Kaufpreiserhöhung um etwa 10 %. Es besteht deshalb ein 
erhebliches öffentliches Interesse daran, überhöhten Kaufpreisen bereits beim Erwerb von 
Bauerwartungsland entgegenzuwirken. Demgegenüber ist in die Ermessensausübung das 
Interesse des Verkäufers einzustellen, sein Grundstück zu einem möglichst hohen Preis zu 
veräußern. Dieses Interesse ist jedoch in Abwägung mit den geschilderten öffentlichen 
Interessen als weniger gewichtig einzuschätzen. Zudem ist zu berücksichtigen, dass dem 
Verkäufer im Falle einer preislimitierten Ausübung des Vorkaufsrechts nach § 28 Abs. 3 Satz 
2 BauGB ein Rücktrittsrecht zusteht, so dass er davor geschützt ist, das Grundstück zu 
einem von ihm nicht gewünschten Preis veräußern zu müssen.  
 
 
 
3 Beschlussvorschlag 

 
1) Der Gemeinderat beschließt die Ausübung des allgemeinen gesetzlichen 

Vorkaufsrechts nach § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 BauGB hinsichtlich des Kauf-
vertrags vom 31.01.2020, UR 359/2020 des Notars David Janßen in Staufen.  

 
2) Der Gemeinderat beschließt, den zu zahlenden Betrag nach § 28 Abs. 3 Satz 1 

BauGB nach dem Verkehrswert zu bestimmen und auf € 106.015,00 (65 €/m²) 
festzusetzen. 

 
 
 
Anlagen:  
- 10_2 Anl. Lageplan Flst-Nr. 3478  
- 10_3 Anl. Städtebaulicher Entwurf zum Baugebiet „Hirschmatten II“ vom 19.06.2019 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Christoph Zachow, Telefon: 07634/402-20 
Az.: 022.31; 622.31 
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Beratungsvorlage 
für die öffentliche  Sitzung des Gemeinderates 
am 14.04.2020 
 
 
 
TOP 11_1 
Installation einer Verdunklungsanlage an der Malteserhalle; 
Auftragsvergabe 
    
 
Ausschreibung nach den Bedingungen der VOB, beschränkt;  
Submissionstermin: 31.03.2020; 14.30 Uhr 

 
 
 

Gewerk angeford. 
Angebote 

abgegebene 
Angebote 

Kosten- 
berechnung 

in € 

günstig. gepr. 
Angebot in € 

günstigster 
Bieter 

      

Raffstore-
installation 

5 3 55.000,- 44.172,04 Fa. Kürten, 
Freiburg 

      
*vorbehaltlich der Freigabe aus der Auskunftserteilung beim Gewerbezentralregister in Bonn 
 
 
 

Für diese Maßnahme standen im Haushaltsplan 2019 Mittel i. H. v. 69.000 € zur Verfügung, 
welche per Budgetübertrag ins Jahr 2020 übertragen werden können. 
 
 
 
 
 

Beschlussvorschlag:  
Der in der Auflistung aufgeführte und vorgestellte günstigste Bieter*, Fa. Kürten aus 
Freiburg erhält zu dem geprüften, aufgeführten Bruttoangebotspreis den Auftrag zu den 
Raffstorearbeiten an der Malteserhalle.  
 
 
 

 
Anlagen:  
11_2 Anl. Vergabevorschlag  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Martin Gekeler,  
Telefon 07634/402-19 Az.: 761.1, 022.31 




